
und daher zu einer höheren Unterhaltszahlung für die 
drei Kinder beim Verklagten nicht in der Lage ist. 
Das Kreisgericht hat es jedoch verabsäumt, insoweit den 
Sachverhalt umfassend aufzuklären, um feststellen zu 
können, inwieweit diese Erwägungen zutreffen.
Nach der VO über die Gewährung eines staatlichen 
Kindergeldes für Familien mit mehr als vier Kindern 
vom 3. Mai 1967 (GBl. II S. 248) wird kinderreichen 
Familien zur Verbesserung ihrer sozialen Lage ein 
staatliches Kindergeld gewährt, und zwar unter Ein­
beziehung des staatlichen Kindergeldzuschlags für das 
vierte Kind ein Betrag von monatlich 60 M und für das 
fünfte und jedes weitere Kind ein Betrag von monat­
lich 70 M, sofern vier oder mehr wirtschaftlich noch 
nicht selbständige Kinder in der Familie leben./*/ Letz­
teres trifft bei der Klägerin zu, so daß sie für die sie­
ben Kinder ein monatliches Kindergeld von 330 M er­
hält. Dann stehen der Klägerin mit dem vom Verklag­
ten zu zahlenden Betrag von monatlich 245 M insge­
samt 575 M für die sieben Kinder zur Verfügung, für 
jedes Kind im Durchschnitt etwa 80 M monatlich. 
Sollte das zutreffen — was das Kreisgericht durch die 
Einholung einer Auskunft noch festzustellen hat —, 
dann ist es nicht gerechtfertigt, daß die Klägerin nur 
monatlich 10 M an jedes der beim Verklagten lebenden 
Kinder zahlt, da mit monatlich etwa 80 M die finan­
ziellen Bedürfnisse der Kinder, die sich bei ihr befin­
den, gedeckt sind und die Klägerin aus ihrem Einkom­
men nicht noch dazu beitragen muß.
Das Kreisgericht wird in diesem Zusammenhang auch 
aufzuklären haben, ob die Klägerin als kinderreiche 
Mutter noch weitere Vergünstigungen erhält, z. B. in 
Form einer Mietbeihilfe, in bezug auf die Schulspei­
sung oder die Unterbringung der Kinder in staatlichen 
Einrichtungen.
Auch hinsichtlich der Unterhaltsfestsetzung für die sie­
ben Kinder, die sich bei der Klägerin befinden, hat das 
Kreisgericht die tatsächlichen Verhältnisse in der Fa­
milie des Verklagten nur ungenügend aufgeklärt. Es 
wird erneut eine Lohnibescheinigung über das Einkom­
men des Verklagten einzuholen haben, da es der Un­
terhaltsbemessung lediglich das Einkommen über drei 
Monate zugrunde gelegt hat, der Verklagte aber be­
hauptet, daß er wieder in seinem früheren Betrieb ar­
beite und monatlich nur noch 600 M brutto verdiene. 
Sollte die erneute Lohnauskunft ergeben, daß nach wie 
vor von einem monatlichen Nettoeinkommen von über 
665 M auszugehen ist, dann wäre bei zehn Kindern ge­
gen eine monatliche Unterhaltshöhe von 35 M nichts 
einzuwenden. Das Kreisgericht wird aber auch zu be­
achten haben, daß der Sohn Rolf bereits ein Lehr­
lingsentgelt hat. Die staatlichen Kindergeldzuschüsse, 
evtl, andere Vergünstigungen sowie die Miethöhe sind 
auch in bezug auf den Verklagten noch festzustellen. 
Danach wird das Kreisgericht auch Erwägungen anzu­
stellen haben, ob es u. U. gerechtfertigt ist, den vom 
Verklagten zu leistenden Unterhalt für die sieben bei 
der Klägerin lebenden Kinder unter Berücksichtigung 
des hohen Zuschusses für die jüngsten Kinder diffe­
renziert festzulegen.
Sollte die erneute Beweisaufnahme ergeben, daß die 
Klägerin keinen oder nur einen unwesentlichen Bei­
trag finanzieller Art für die bei ihr lebenden Kinder 
aus ihrem Einkommen zu erbringen hat, dann ist es 
angemessen, den von ihr zu leistenden Unterhalt je 
Kind auf monatlich 15 M festzulegen, wobei es sich 
bei den hohen Unterhaltsverpflichtungen auch recht- 
fertigen kann, ausnahmsweise auf einen Zwischenbe­
trag der in der OG-Richtlinie Nr. 18 genannten Richt­
sätze zu erkennen.
/•/ Vgl. hierzu auch die VO über - die weitere Erhöhung des 
staatlichen Kindergeldes vom 27. August 1969 (GBl. П S. 485), 
die bei der Entscheidung des Bezirksgerichts in diesem Verfah­
ren noch nicht berücksichtigt werden konnte.
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